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Touren mit Herz 
Bayerns Metall-Arbeitgeber
haben eine »Tour mit Herz«
gestartet, um für einen Mini-
Lohn-Abschluss zu werben.
Unsere Vermutung, dass sie
als Knuts in Eisbärfellen
durch die Fußgängerzonen
stapfen, hat sich bisher nicht
bestätigt. Aber der Siemens-
Konzern hat schon ein-
drucksvoll Herz bewiesen.
Erst gab es dicke Geschenke
an ausländische Kunden
und dann auch noch etliche
Millionen für eine »unabhän-
gige« »Arbeitnehmer«orga-
nisation. Und letzteres, ohne
auch nur die geringste 
Gegenleistung zu erwarten,
aus purer Nächstenliebe.
Denn Siemens-Chef Klein-
feld hat »nicht den Eindruck,
dass die AUB besonders 
arbeitgeberfreundlich ist«.
Und trotzdem bekam sie 4
mal so viel Geld, wie Klein-
feld als Jahresvergütung er-
hält. Kleinfeld ist übrigens
mit seinen gut 3,6 Millionen
Jahressalär nicht der Spit-
zenverdiener unter den
deutschen Vorständlern. Im
Schnitt kassierte der Vor-
standsvorsitzende eines
Dax-Unternehmens 2006
laut »Frankfurter Allgemei-
ne« über 4,7 Millionen Euro
– knapp 160 mal soviel wie
ein durchschnittlicher Ar-
beitnehmer. 2006 gönnten
sich die Dax-Vorstände über
15 Prozent Gehaltser-
höhung. Wir wollen noch
nicht mal die Hälfte, sind
aber nicht sozialneidisch.
Schließlich können Vor-
ständler a) 160 mal soviel
leis ten wie wir und b) tragen
sie die Verantwortung – zum
Beispiel bei Siemens.
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TARIFVERHANDLUNGEN

Erfolge nach Warnstreiks

Inhalt

In der Metall- und Elektroindustrie
stehen die Zeichen nach dem Ende
der Friedenspflicht, ab 28. April,
auf Warnstreiks – wenn die Arbeit-
geber in der 3. Tarifrunde keine
besseren Angebote machen. In
Nordrhein-Westfalen gab es schon
einen Erfolg durch Warnstreiks.
Die Aktionen der 10 000 Kfz-Hand-
werker brachten die Arbeitgeber,
die den Ausstieg aus der Fläche ge-
probt hatten, an den Verhand-
lungstisch zurück – und zwangen
sie zu einem guten Tarifabschluss. 

Für die Kfz-Handwerker in NRW
wurde am 3. April vereinbart, die
Entgelte rückwirkend ab April um
2,5 Prozent zu erhöhen. Für März
gibt es 50 Euro Einmalzahlung. Die
Azubis erhalten ab März 10 Euro im
Monat mehr. Der Tarifvertrag läuft
12 Monate. »Damit sind die Arbeit-
geber wieder dauerhaft im Flä -
chentarifvertrag«, kommentierte
IG Metall-Verhandlungsführer Wer-
ner Birkhahn das Ergebnis. Der Ab-
schluss werde der wirtschaftlichen
Lage im Handwerk gerecht und
entspreche den Erwartungen der
Mitglieder. Die IG Metall hat bei

den Aktionen in NRW kräftig Zulauf
erhalten: In nur wenigen Wochen
traten über 500 Handwerker der 
IG Metall bei. 

In der Metallindus trie wiederhol-
ten die regionalen Arbeitgeberver-
bände in der 2. Runde überall, was
sie in Baden-Württemberg vorge-
tragen hatten: 2,5 Prozent Er-
höhung plus »Bonus« plus varia-
bles Weihnachtsgeld. 

Wenn der Bonus nach einem Jahr
wegfällt und das Weihnachtsgeld
um 15 Prozent gesenkt wird, was
die Arbeitgeber ermöglichen wol-
len, würden von der Tariferhöhung
nur noch 1,5 Prozent übrig bleiben.
Ihr Gesamtangebot läuft darauf
hinaus,  die Tariferhöhungen von
der Produktivität und wirtschaftli-
chen Entwicklung abzukoppeln.
Außerdem würde durch die Varia-
bilisierung des Weihnachtsgelds
das Pforzheimer Abkommen ad ab-
surdum geführt. Die Betriebspar-
teien könnten die Sonderzahlung
ohne die Tarifparteien absenken
und ohne eine Gegenleistung
dafür zu erbringen, etwa Beschäfti-
gung zu garantieren. 
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Gestiegene Verbraucherpreise 2006 (gegenüber 2005, in Prozent)

E n e r g i e  s c h l u c k t  E i n k o m m e n

Weil Energie aller Voraussicht nach teuer bleibt und die höhere
Mehrwertsteuer dazu kommt, rechnet die IG Metall 2007 mit
insgesamt 2,3 Prozent Preissteigerung.
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t a r i f r u n d e

Pläne für Warnstreiks stehen

direkt gefragt:

schäftigten verdeutlichen, wie gut
die wirtschaftliche Lage ist.

In allen Bezirken laufen zurzeit
Mitgliederwerbeaktionen. Unter
dem Motto »Sind mehr drin, ist
mehr drin«, werben Metallerinnen
und Metaller Beschäftigte für die IG
Metall. Mit einigem Erfolg machen
sie ihnen klar, dass nur eine starke
Gewerkschaft viel erreichen kann.

In den Betrieben wird bereits dis-
kutiert, Mehrarbeit zu verweigern,
insbesondere Samstagsarbeit. Zu -
nächst könnte die Zahl zusätzlicher
Stunden heruntergefahren und
Mehrarbeit schließlich ganz abge-
lehnt werden. Nach der 3. Verhand-
lungsrunde könnten zudem Pforz-
heim-Anträge erst einmal auf Eis
gelegt werden.

Denn trotz der guten Wirtschafts-
lage, wird die Tarifrunde kein Spa-
ziergang, sagt der Rendsburger IG
Metall-Bevollmächtigte Kai Peter-
sen. »Wir werden uns jedes Zehntel
erstreiten müssen.«

2

Mehrarbeit und kein Ende, Um-
satz- und Gewinnsteigerungen im
zweistelligen Bereich – in vielen
Unternehmen der Metall- und Elek-
troindustrie läuft es zurzeit richtig
gut. Der Aufschwung ist da. Ob er
sich auch für die Beschäftigten
auszahlt, bleibt allerdings zurzeit
noch offen. Das 1. Angebot der Ar-
beitgeber in der laufenden Tarifrun-
de klang in ihren Ohren alles ande-
re als viel versprechend.

Ende April endet die Friedens-
pflicht. In vielen Betrieben bereiten
sich die Metaller und Metallerinnen
schon einmal darauf vor, wie bei-
spielsweise in Augsburg. »Der Ter-
minplan steht und die Warnstreiks
sind durchgeplant«, sagt Jürgen
Kerner, Erster Bevollmächtigter der
IG Metall in Augsburg.

In den Betrieben laufen dazu ver-
schiedene Aktionen. Einige Be-
triebsräte haben beispielsweise
Unternehmenszahlen zusammen-
gestellt. Damit wollen sie den Be-

»Wenn die Arbeitgeber weiter solche Angebote vor-
legen, werden unsere Leute ganz bestimmt  auf Straße
gehen. 2,5 Prozent plus ein halbes Prozent als Bonus –
das ist einfach nicht in Ordnung. Bei uns läuft das Ge-
schäft so gut wie lange nicht mehr. Daran haben wir al-
le unseren Anteil. Mit einem solchen Knauserangebot
wird sich hier niemand abspeisen lassen.«

Wolfgang Ranke, Vertrauenskörperleiter, Bergische Achsen,
Wiehl

»Mehrarbeit haben wir nur bis Ende April zuge-
stimmt. Wenn dann kein ordentliches Ergebnis vor-
liegt, werden wir das auf jeden Fall rigider handhaben.
Ich bin sicher, dass unsere Kolleginnen und Kollegen
für ein gutes Ergebnis kämpfen werden. Sie müssen
seit diesem Jahr auf ein Viertel ihres Weihnachtsgelds
verzichten. Deshalb ist eine dauerhafte tarifliche Lohn-
erhöhung für uns jetzt besonders wichtig.«

Klaus Lorenz, Betriebsratsvorsitzender, Bosch, Bühl

»Bei uns in der Firma hat die Geschäftsführung die
Mobilisierung übernommen. Sie wollte mit der Ein-
führung von Era die Einkommen drücken. Nun sind die
Kolleginnen und Kollegen stinksauer. Fast 90 Prozent
der tariflichen Arbeitnehmer haben bei uns ihrer Ein-
gruppierung widersprochen. Wir erleben zurzeit eine
Eintrittswelle in die IG Metall wie nie zuvor. Jetzt ist al-
len klar, wie wichtig der Tariflohn ist. Die Lust auf Warn-
streiks steigt, besonders nach dem  1. Angebot, das die
Arbeitgeber vorgelegt haben.«

Jutta Schneider, Betriebsratsvorsitzende, Gillette, Berlin

»In 2006 hatten wir das beste Ergebnis in der 
Geschichte von SKF. Die Erwartungshaltung der 
Beschäftigten ist dementsprechend hoch. Das bisheri-
ge Angebot der Arbeitgeber finden die Kolleginnen und
Kollegen deshalb mehr als unzureichend. Schließlich
ist  unser Betrieb ausgelastet bis unters Dach. Wenn es
zu Warnstreiks kommen sollte, sind wir selbstver-
ständlich dabei.«
Norbert Völkl, Betriebsratsorsitzender, SKF, Schweinfurt

»Ich komme gerade aus der Tarifverhandlung und
finde das Angebot der Arbeitgeber überhaupt nicht
gut. Der Abstand zu den 6,5 Prozent, die wir fordern, ist
viel zu groß. Uns ist noch nie etwas geschenkt worden
und auch diesmal haben wir noch viel vor uns. Wir wer-
den demnächst die Belegschaft in einer Betriebsver-
sammlung aufklären. Bei Warnstreiks in der Vergan-
genheit waren wir immer dabei, das wird auch diesmal
so sein. In der Tarifrunde haben wir eine Reihe neuer
Mitglieder gewinnen können.«

Birgitt Schwab, Betriebsratsvorsitzende, Thales, Arnstadt

In den Betrieben bereiten sich die Metallerinnen und
Metaller schon einmal auf die Zeit nach Ende der Frie-
denspflicht vor.

Wie mobilisiert ihr die Kolleginnen und
Kollegen in euren Betrieben?

1 .  M a i  

Menschen haben mehr verdient
Der 1. Mai steht in diesem Jahr un-
ter dem Motto: »Du hast mehr ver-
dient. Mehr Respekt. Soziale Ge-
rechtigkeit. Gute Arbeit.« Die Ge-
werkschaften unterstreichen da-
mit ihre Forderungen nach einer
sozialen Politik. Mehr soziale 
Gerechtigkeit heißt für sie mehr
Bildungs-, Ausbildungs- und Be-
schäftigungschancen für alle.
Denn auch der leichte Aufschwung
schließt noch immer viele Men-
schen vom Arbeitsmarkt aus.

Doch dürfe es in der Arbeits-
marktpolitik nicht um Arbeit um
jeden Preis gehen. Forderungen

nach einer Ausweitung des Nied-
riglohnsektors dienten nur dazu,
den Druck auf die Löhne zu er-
höhen. Die Menschen brauchen
jedoch einen sicheren Arbeits-
platz, ein Einkommen, das für ein
Leben ohne Existenzangst reicht,
und Arbeitsbedingungen, die
nicht krank machen.

Die zentrale Kundgebung des
Deutschen Gewerkschaftsbunds
(DGB) ist in diesem Jahr in Gelsen-
kirchen. Der Erste Vorsitzende der
IG Metall, Jürgen Peters, wird auf
der Mai-Kundgebung in Hamburg
reden.
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»Eine 4 komma X wird es nicht ge-
ben«, hofft der Verhandlungs -
führer der Metall-Arbeitgeber in
NRW, Horst-Werner Maier-Hunke.
Zwischen dem bisherigen Ange-
bot der Arbeitgeber und der Forde-
rung der IG Metall klafft eine
Lücke von 60 Prozent. Doch die
Position der IG Metall bleibt ange-
sichts der aktuellen Wirtschafts-
daten gut begründet.
3Konjunktur: Sie hat sich noch
günstiger entwickelt als erwartet.
Nachdem die Daten für 2006 nach
oben korrigiert wurden (auf 2,7
Prozent Plus), rechnen die Wirt-
schaftsinstitute dieses Jahr mit bis
zu 2,8 Prozent Wachstum. Das Ge-
fälle zwischen Deutschland und
dem übrigen Euroraum hat sich
umgekehrt, analysiert das Institut
für Weltwirtschaft (IfW). Deutsch-
land, früher nachhinkender Gaul,
habe sich zum Zugpferd gemau-
sert. Der Aufschwung ist keine 
Eintagsfliege, sondern »die Wirt-
schaft ist in einer robusten Verfas-
sung«, bestätigt Bundesbank-Prä-
sident Axel Weber. 
3Konkurrenzfähigkeit: »Deutsch -
land bleibt 2007 Exportweltmeis -
ter«, sagt der Präsident des Groß-
und Außenhandelsverbands, An-
ton Börner, voraus. Der Bundes-

3

3Extranet:
Das Extranet bietet
einen täglichen Info-
dienst. Dieser Dienst
der IG Metall weist
auf Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel,
liefert eine Infogra-
fik, stellt neue
Rechtsentscheidun-
gen vor und enthält
außerdem einen
Servicetipp.

»Es wird Zeit, 
daran zu erinnern,
wer diesen wirt-
schaftlichen Fort-
schritt erarbeitet
hat.«
Berthold Huber vor der
Tarifrunde

E x t r a n e t

Vor dem Gewerkschaftstag im
Herbst gibt es mehrere Konferen-
zen der IG Metall. Dort beraten die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer
über die Arbeit der vergangenen
Jahre. Zu allen Konferenzen gibt es
Infos und Materialien im Extranet,
dem Onlinenetz für Aktive der IG
Metall. Zuletzt bilanzierten 250
Metallerinnen und Metaller die Mi-
grationsarbeit. Alle Materialien

der Konferenz gibt es zum Herun-
terladen und Ausdrucken. Außer-
dem im Extranet: die Handwerks-
und die Jugendkonferenz. Weitere
Tagungen im April: die Angestell-
ten- und die Frauenkonferenz so-
wie das Treffen zur außerbetrieb-
lichen Gewerkschaftsarbeit.

Noch nicht im Extranet ange-
meldet? Es geht ganz unkompli-
ziert, einfach mal reinschauen.

Wir sind auf allen Konferenzen dabei

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

T a r i f v e r h a n d l u n g e n

Quelle:Statistisches Bundesamt 2007=geschätzt

Anstieg in der Metall- und Elektroindustrie,
in Prozent gegenüber 2003

P r o d u k t i v i t ä t  s t e i g t
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Seit 2003 haben
die Metall-Arbeit-
nehmerinnen und 
-Arbeitnehmer ihre
Leistungen pro Ar-
beitsstunde (Pro-
duktivität) um 23
Prozent gesteigert.
Für 2007 wird ge-
genüber 2006 eine
um 4,5 Prozent
höhere Produkti-
vität erwartet. 

»Die Ertragslage ist die beste seit 9 Jahren« 
verband der Deutschen Industrie
rechnet mit einem Exportplus von
7 Prozent, das IfW sogar von 11
Prozent. Deutsche Produkte sind
wettbewerbsfähig und nicht zu
teuer. Die Kosten je hergestelltem
Produkt sind in Deutschland seit
2000 gleich geblieben, während
sie in fast allen anderen Industrie -
ländern kräftig gestiegen sind
(siehe rechte Spalte).  

3Metall im Vergleich: Besonders
gut ist die Situation in der Metallin-
dustrie. Hier ist sie auch besser als
in der Chemie industrie, für die
kürzlich ein Tarifabschluss erzielt
wurde (Gesamtvolumen über 4
Prozent). Für die Chemiebranche
wird 2007 ein Produktionsplus von
2 Prozent prognostiziert, für Metall
und Elektro von 5 Prozent. »Wenn
in der Metallindustrie ein Lohnan-
stieg deutlich oberhalb von 4 Pro-

zent erreicht wird, halten wir das
für vertretbar und vernünftig«,
sagt eine Expertengruppe um das
ehemalige Mitglied des Sachver-
ständigenrats, Professor Jürgen
Kromp hardt. Eine Lohnpolitik, die
sich an der Produktivität orientie-
re, sei gerecht und gut für Wachs-
tum und Beschäftigung.
3Klein- und Mittelbetriebe: Sie
fallen keineswegs negativ aus

dem Rahmen. »Deutscher Mittel-
stand strotzt vor Optimismus«,
meldete die Nachrichtenagentur
»dpa« am 4. April. Die Umsatzren-
dite der Klein- und Mittelbetriebe
lag schon 2004 mit 4,7 Prozent
über der der Großunternehmen
(3,6 Prozent). Nach Auskunft von
Gesamtmetall setzte sich das bis
2007  fort: »Die Ertragslage ist die
beste seit 9 Jahren«, jubelte der
Metall-Arbeitgeberverband.

t a r i f m e l d u n g e n

3Studiengebühren: VW über-
nimmt in Niedersachsen künftig
die 500 Euro Gebühren, die junge
Leute zahlen müssen, die eine be-
triebliche Ausbildung mit einem
Studium kombinieren (Studieren-
de im Praxisverbund). Das regelt
ein Tarifvertrag vom 2. April. Die IG
Metall will eine solche Tarifrege-
lung für alle Betriebe durchsetzen. 
3Auto 5000: Die IG Metall fordert
auch für die rund 4000 Beschäftig-
ten bei Auto 5000 (für die der
Haus tarifvertrag nicht gilt) 6,5 Pro-
zent mehr Geld für 12 Monate.
3Zeitarbeit: Nach der 2. Runde am
27. März haben DGB und Interes-
sengemeinschaft Zeitarbeit (IGZ)
ihre Verhandlungen vertagt. Sie
wollen abwarten, bis politisch
über einen gesetzlichen Mindest-
lohn entschieden ist, den beide
Seiten befürworten.

3Lohnstückkosten
im internationalen
Vergleich
Anstieg seit 2000:
Deutschland 0,0%
Frankreich 12,3%
Spanien 17,4%
Tschechien 18,6%
Großbritann. 18,7%
Eurozone 9,8%
USA 11,9%
Japan -14,1%
Quelle: AMECO-Datenbank

Eurostat

Weitere Infos zur
Tarifrunde 
3 www.extranet.
igmetall.de 3Themen
3Tarifpolitik
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S o z i a l r e p o r t  Z e i t a r b e i t
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B o d o  G r z o n k a
Projektleiter Zeitarbeit im IG Metall-Bezirk
Berlin-Brandenburg-Sachsen.

?direkt: Führt Zeitarbeit zur »Pre-
karisierung«?
3Grzonka: Dieses Wort verschlei-
ert eher die Zustände. Working 
poor, also Armut trotz Arbeit, halte
ich für treffender. Wer als Alleinver-
diener in Ostdeutschland 6 Euro in
der Stunde verdient und noch 300
Euro Fahrtkosten hat, kann seine
Familie nicht ordentlich ernähren.

?direkt: Dabei sind Verleiher ver-
pflichtet, Zeitarbeitern so viel zu
zahlen wie vergleichbaren »Fes -
ten« . . .
Grzonka: Aber nur, wenn kein Ta-
rifvertrag in der Branche existiert.
Daher haben die »Christlichen Ge-
werkschaften« ganz schnell ihre
zweifelhaften Tarifverträge unter
Dach und Fach gebracht. Sie 
ermöglichen Verleihern, Löhne
und Arbeitsbedingungen auf un-
terstem Niveau zu halten.

?direkt: Auch der DGB und seine
Einzelgewerkschaften haben Tarif-
verträge mit den Zeitarbeitsver-
bänden BZA und IGZ . . .
Grzonka: Sie gelten aber nur für
Zeitarbeiter, deren Verleiher Mit-
glied dieser Verbände sind. Erst
wenn Berlin sie für allgemeinver-
bindlich erklärt, sind die »christli-
chen« Tarife nichts mehr wert.

?direkt: Der DGB-Tarif sieht auch
nur rund 7 Euro Stundenlöhne vor.
Reicht das der IG Metall?
Grzonka: Natürlich nicht. Die Be-
zahlung für Zeitarbeiter nach dem
DGB-Tarif liegt noch deutlich unter
dem Tarifniveau in der Metall- und
Elektroindustrie. Aber für bessere
Tarifabschlüsse reicht unsere
Kampfkraft derzeit noch nicht aus.

?direkt: Was können Betriebsräte
tun?
Grzonka: Sie können jetzt schon
im Betrieb regeln, dass Zeitarbei-
ter wie vergleichbare Stammarbei-
ter behandelt und bezahlt werden.
Außerdem könnten sie sich dafür
einsetzen, dass Zeitarbeiter über-
nommen werden. So wird verhin-
dert, dass feste durch unsichere
Zeitarbeits-Stellen ersetzt werden.

3 Im Gespräch

direkt  7/2007

»Der deutsche Maschinenbau
steht besser da als jemals zuvor«,
sagte der Erste Vorsitzende Jürgen
Peters auf der Maschinenbaukon-
ferenz in Mannheim. Die Produk-
tion sei 2006 um 5 Prozent gestie-
gen, die Lohnstückkosten dage-
gen um 3 Prozent gefallen. Volle
Auftragsbücher ließen auch für
2007 kräftige Zuwächse erwarten.
»Mit fast 900 000 Arbeitsplätzen
ist der Maschinenbau eine Schlüs-
selbranche für die IG Metall«, sag-
te der Zweite Vorsitzende der IG
Metall, Berthold Huber. Die IG Me-
tall wolle daher ihre Branchenar-

beit intensivieren. Auf EMB-Ebene
werde sie sich für einen Sektor-
ausschuss Maschinenbau einset-
zen und das Netzwerk für Land-
technik unterstützen.

IG Metall-Vorstandsmitglied
Wolfgang Rhode beklagte die Aus-
weitung von Leiharbeit. Es dürfe
nicht sein, dass die Wettbewerbs-
fähigkeit des Maschinenbaus
durch Lohndrückerei, Tarifabwei-
chungen und prekäre Beschäfti-
gung erkauft werde. Er forderte
die Betriebe auf, mehr Beschäftig-
te einzustellen und die Mitarbei-
ter systematisch zu qualifizieren.

immer neue Menschen und 
Arbeitsbedingungen«. Sie hätten
kaum Chancen auf einen berufli-
chen Aufstieg und keine persön -
liche Planungssicherheit – weder
privat noch bei der Kalkulation ih-
rer Einkommen.

Außerdem würden Zeitarbeiter in
vielen Großbetrieben benutzt, um
die Stammbelegschaft zu erpres-
sen. Schlagworte wie »Konzentra-
tion auf das Kerngeschaft«, »Out-
sourcing« oder »Fremdfirmenar-
beit im Betrieb« verschleierten nur,
dass es »um die Senkung von
Lohn- und Lohnnebenkosten und
letztlich um die Flucht aus den 
Tarifverträgen geht«. Auf diese
Weise werde der gesamte Arbeits-
markt »auf den Kopf gestellt, es
droht eine systematische Abschaf-
fung der Normalarbeitsverhältnis-
se – zumindest bei der überwie-
genden Mehrheit der Neueinstel-
lungen«.

Tatsächlich ist die Anzahl der
Zeitarbeitnehmer explodiert. Bun-
desweit werden inzwischen
600 000 beschäftigt, ein Drittel
mehr als im vergangenen Jahr; in
Sachsen sind es gut 17 000 – ein
Plus von 40,5 Prozent; in Berlin
und Brandenburg stieg ihre 
Anzahl um 42,5 Prozent auf knapp
30 000. 

Dass dabei ein Drittel der Leih-
abeiter übernommen werde, hält
der Report für ein Gerücht. In Wirk-
lichkeit hätte nur jeder 7. eine
Chance auf einen regulären Job,
»und das auch nur befristet«.

Der 1 »Sozialreport Zeitarbeit«,
von der IG Metall Berlin-Branden-
burg-Sachsen erarbeitet, erhebt
schwere Vorwürfe gegen die gän-
gige Praxis bei der Zeitarbeit.
Statt Auftragsspitzen aufzufan-
gen, breite sich die Zeitarbeit »wie
ein unkontrolliertes neues Virus«
aus. Belegschaften, kritisiert der
Report, würden systematisch aus-
getauscht – auch weil die Begren-
zung der Leihdauer inzwischen
aufgehoben sei. Die meisten Zeit-
arbeitnehmer fühlten sich »verra-
ten und verkauft«, viele sprächen
wieder von »Sklavenarbeit«. 
Neben einem mickrigen Entgelt,
oft nur halb so hoch wie bei 
vergleichbaren Festangestellten, 
erwarte sie in den Einsatzbetrie-
ben ein »ständiger Einsatzwech-
sel, permanente Umstellung auf

»Verraten und verkauft«

Service-Telefon »Zeit-
arbeit« für IG Metall-
Mitglieder, montags
bis donnerstags von
7.30 bis 17 Uhr, frei-

tags bis 13.30 Uhr,
Telefon:

30351/8 63 32 23

IG Metall-Aktions -
büro Zeitarbeit:

3zeitarbeit-bbs@
igmetall.de

3Mehr Infos im 
extranet.igmetall.de
3Themen 3Arbeit

3Leiharbeit

Die IG Metall will die
Branchenarbeit im

Maschinenbau inner-
halb ihrer eigenen
Strukturen und auf
der Ebene des Eu-

ropäischen Metallge-
werkschafts-Bunds

(EMB) intensivieren.

M a s c h i n e n b a u

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (BA)

Z e i t a r b e i t  b o o m t

Berlin-Brandenburg
Sachsen

2002 2003 2004 2005 2006

9811 10 582 11 441 12 402

17 421
12 946 13 206

18 813 18 939

26 988

Die Betriebe nutzen Zeitarbeit verstärkt, um reguläre
Beschäftigung zu ersetzen. Nur jeder 7. Zeitarbeiter hat
eine Chance, übernommen zu werden. 
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G e n d e r  M a i n s t r e a m i n g

Am sperrigen Namen hat sich
nichts geändert, aber in der Sache
hat sich eine Menge getan, seit die
IG Metall auf dem Gewerkschafts-
tag 2003 das Projekt »Gender
 Mainstreaming« auf den Weg ge-
bracht hat. Bei einem Workshop in
Frankfurt am Main wurde eine Zwi-
schenbilanz gezogen. 
Männer und Frauen haben unter-
schiedliche Interessen, Lebensla-
gen und Bedürfnisse. Sie bei allen
politischen und fachlichen Fragen
zu berücksichtigen, ist das Ziel,
das sich die IG Metall – ebenso wie
andere Organisationen und Unter-
nehmen – mit Gender Mainstrea-
ming zu Ziel gesetzt hat. Damit soll
mehr Chancengleichheit für beide
Geschlechter erreicht werden. Die
IG Metall will damit besser auf
neue Lebensentwürfe ihrer Mitglie-
der sowie ihrer Beschäftigten und
auf veränderte Belegschaftsstruk-
turen reagieren können. Die Attrak-
tivität bei verschiedenen Zielgrup-
pen soll höher werden. Kurz: Die IG
Metall will moderner werden.

Wie wird das anspruchsvolle Vor-
haben nun in der Praxis umge-

setzt? Dazu schilderten die Work -
shop-Teilnehmer ihre Erfahrungen. 
3Beispiel Tatort Betrieb: Die
erfolg reichen Aktionen des Bezirks
Baden-Württemberg waren bisher
»geschlechtsneutral«. Gleich, ob
es um Gifte und Lärm am Arbeits-
platz oder psychische Belastungen
ging – die besonderen Bedingun-
gen von Frauen und Männern wur-
den nicht erfragt. Das soll beim
»alternsgerechten Arbeiten« nun
anders werden. 

Die ersten Ergebnisse sind inter-
essant: »Gute Arbeit« – etwa Ar-
beitszeit oder -bedingungen –
kann für Frauen und Männer eine
sehr unterschiedliche Bedeutung
haben. 
3Beispiel Era: Bei der Vacuum-
schmelze in Hanau wurde Gender
Mainstreaming für die Analyse der
Lohnstruktur und der Arbeitsplätze
genutzt. Das Ergebnis: Frauenar-
beitsplätze wurden in vielen Fällen
viel zu niedrig bewertet – auch vom
Betriebsrat. Das konnte nun im
Prozess der Era-Einführung geän-
dert werden. 
3Beispiel Delegiertenversamm-

3Verdacht auf
Schmier geldzahlungen
von  Siemens an die
AUB: 
Auf Antrag der IG Me-
tall und des Gesamt-
betriebsrats ermittelt
nun die Staatsanwalt-
schaft.

3Mehr Infos und 
Kontakt zum Gender 
Mainstreaming-
Projekt der IG Metall: 
sissi.banos@
igmetall.de

Im Extranet eine Defi-
nition und nützliche -
Links:
extranet.igmetall.de
3Themen 3Gleichstel-
lung 3Gender Main-
streaming

Eine Arbeitshilfe (auch
auf CD-Rom), um die 
Situation von Frauen 
und Männern in Unter-
nehmen zu analysie-
ren:
extranet.igmetall.de
3Themen 3Gleichstel-
lung »Wegweiser«

lung: Die Verwaltungsstelle Offen-
bach hatte sich vorgenommen, mit
Gender Mainstreaming aus der
Routine der Delegiertenversamm-
lung auszubrechen. Mit Erfolg.
Durch das Arbeiten mit Themen-
schwerpunkten, in Gruppen und
unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Bedürfnisse und Er-
wartungen von Frauen und Män-
nern sind die Versammlungen le-
bendiger geworden und werden
häufiger besucht. 

Gender Mainstreaming kann
nicht über Nacht oder auf Knopf-
druck in einer Organisation instal-
liert werden – darüber waren sich
Praktiker und Experten einig. Wer
sich damit befasst, wird feststel-
len, dass es nicht um »noch ein
Thema« geht, sondern eine Metho-
de, politisch besser und effektiver
zu arbeiten.  

Gender Mainstreaming kann
auch der »Türöffner« für weitere
anstehende Themen in der IG Me-
tall sein – etwa den Umgang mit al-
ternden Belegschaften oder mit
Migranten.

Die ersten Schritte sind getan. 

Mehr Chancegleichheit – für Männer und Frauen

Der Vorstand der IG Metall hat be-
schlossen, wegen offenkundiger
Begünstigung der »Arbeitsge-
meinschaft Unabhängiger Be -
triebs angehöriger« (AUB) Straf -
antrag zu stellen. Der Gesamtbe-
triebsrat der Siemens AG hat sich
dem Strafantrag der IG Metall nach 
§ 119 Betriebsverfassungsgesetz
angeschlossen. Formal richtet sich
der Strafantrag gegen unbekannt.
Allerdings gebe es den Verdacht,
dass die AUB durch das Unterneh-
men Siemens finanziert wurde,
um eine Art Gegen-Gewerkschaft
zur IG Metall aufzubauen, sagte
der Erste Vorsitzende der IG Me-
tall, Jürgen Peters. 

Siemens soll mehr als 34 Millio-
nen Euro an den AUB-Gründer Wil-
helm Schelsky gezahlt haben.
Schelsky und der Siemens-Zen-
tralvorstand Johannes Feldmayer
sitzen in Untersuchungshaft. Die

IG Metall sei  möglicherweise in ih-
rer Arbeit und bei Betriebsrats-
wahlen benachteiligt worden, be-
gründete Peters den Strafantrag.
»Durch die Klage wollen wir end-
lich Transparenz haben.«

Systematische Begünstigung ?
Der Zweite Vorsitzende der IG Me-
tall, Berthold Huber, sagte, im Fall
Siemens handle es sich nicht um
Verfehlungen einzelner Betriebs-
räte, sondern möglicherweise um
die systematische Begünstigung
einer Organisation. Das wäre in
dieser Dimension ein bisher nicht
da gewesener Fall. 

»Bei der AUB handelt es sich
nicht um eine Gewerkschaft«, 
betonte Huber. »Sie hat weder 
Tarifverträge abgeschlossen, noch
ist sie in der Lage, einen Streik zu
führen«, sagte Huber. Die IG Metall
setzt jetzt auf Aufklärung durch die

Staatsanwaltschaft und beruft
sich auf § 119 Betriebsverfas-
sungsgesetz. Dieser besagt, dass
sich jeder strafbar macht, der in
gesetzeswidriger Weise Betriebs-
räte begünstigt oder Betriebsrats-
wahlen beeinflusst. 

Die Unterstützung einer Gewerk-
schaft wie die IG Metall für 
Betriebsräte ist vom Gesetzgeber
hingegen ausdrücklich gewollt,
um der Macht der Unternehmen
ein angemessenes Gegengewicht
auf Arbeitnehmerseite entgegen-
setzen zu können. Das ist keine
Begünstigung und vom Gesetz
ausdrücklich erlaubt. 

Nicht gewollt vom Gesetzgeber
ist die so genannte Gegnerfinan-
zierung, also die finanzielle und
ideelle Unterstützung von 
Betriebsräten durch die Unterneh-
mensseite, um sie im Unterneh-
menssinne zu beeinflussen.

IG Metall fordert Transparenz in der AUB-Siemens-Affäre

S t r a f a n t r a g

5
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Mit der Europäischen Aktienge-
sellschaft (Societas Europea – SE)
hat die EU eine einheitliche Unter-
nehmensrechtsform geschaffen,
die Unternehmen grenzüber-

schreitende Mobilität erleichtert.
Für die Arbeitnehmer und ihre Mit-
bestimmung ergeben sich Risiken
– aber auch Chancen. Die Unter-
nehmensleitung hat die Wahl, ei-
ne SE entweder mit einem einstufi-
gen Board (wie in England oder
Schweden üblich) oder mit der
herkömmlichen Struktur mit Vor-
stand und Aufsichtsrat zu führen.
Keine Wahl hat die Leitung  jedoch
bei der Mitbestimmung. Wenn Ar-
beitnehmer auch nur in einer Ein-
heit der neuen SE auf nationaler
Ebene Mitbestimmungsrechte hat-
ten, muss über die Beteiligung der
Arbeitnehmer durch den SE-Be-
triebsrat und im Führungsorgan
verhandelt werden. 

Eine entsprechende Vereinba-
rung zwischen Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerseite ist nach der SE-
Richtlinie Voraussetzung für die

Registrierung einer SE. Wird bei
der Verhandlung keine Einigung
erzielt, gelten die bisherigen Mit-
bestimmungsrechte weiter – vo -
rausgesetzt, dass diese mindes-
tens 25 Prozent der Beschäftigten
(bei einer Verschmelzung) bezie-
hungsweise 50 Prozent (bei Grün-
dung einer Holding- oder Tochter-
SE) betreffen. Bei der Gründung ei-
ner SE durch Umwandlung ist eine
Minderung von vorher bestehen-
den Mitbestimmungsrechten aus-
geschlossen.

Die paritätische Mitbestimmung
in deutschen Unternehmen ist da-
her relativ gut abgesichert. Darü-
ber hinaus wird bei der Umwand-
lung in eine SE die paritätische Un-
ternehmensmitbestimmung aus-
geweitet. Auch Arbeitnehmer an
Standorten in Ländern ohne ge-
setzliche Mitbestimmung können
nun teilhaben. Dies ist beispiel-
weise bei der Allianz geschehen.

Negativ ist, dass die europäi-
sche Gesetzgebung keine Min-
deststandards für Mitbestimmung
in SE setzt. Wo vorher keine Mitbe-
stimmung war, muss es auch in
der SE keine geben. Hier bietet die
Verhandlung jedoch die Chance,
erstmalig Mitbestimmungsrechte

Mehr Informationen
im Internet:

3www.boeckler.de
3Themen 3Mitbe

stimmung 3Interna
tional

3www.seeurope-
network.org

3www.emf-fem.org
3deutsch 3Unterneh

menspolitik

Was ist eigentlich eine  ...

... Europa AG

zu verankern. Vorsicht ist geboten
bei SE, die ihren Sitz in Staaten
haben, deren nationale Umset-
zung der EU-Direktive keine Neu-
verhandlung bei Strukturverände-
rung vorsieht. Wenn etwa eine mit-
bestimmungslose britische SE
deutsche Standorte schluckt, ist
auch hier die Unternehmensmit-
bestimmung weg.

Rechtlich umstritten sind zahl-
reiche Beispiele, bei denen SE
auch ohne Mitbestimmungs-Ver-
einbarung registriert wurden. Die
Arbeitgeber gaben an, keine Ar-
beitnehmer und folglich keine Ver-
handlungspartner zu haben. Der
Europäische Gewerkschaftsbund
will verhindern, dass solche nega-
tiven Beispiele weiter Schule ma-
chen und hat von der EU-Kommis-
sion rechtliche Klärung gefordert. 

Insgesamt ist die SE eine Chance
zur Ausweitung der Mitbestim-
mung in Europa. Allerdings gibt es
kulturelle Unterschiede der indus-
triellen Beziehungen. Die deut-
sche Unternehmensmitbestim-
mung ist unter Gewerkschaften in
Europa nach wie vor umstritten.
Die praktische Auseinanderset-
zung mit Arbeitnehmerbeteiligung
in SE bringt auch hier Chancen.

direkt 7/20076

I T T  F l y g t  

Sozialtarif erstreikt

D I W - s t u d i e

Armut verfestigt
Armut hat sich in Deutschland be-
sonders bei gering qualifizierten
Bevölkerungsgruppen verfestigt.
Die Einkommensarmut stieg zwi-
schen 1999 und 2005 von 12 auf 
17 Prozent, so das Ergebnis einer
Studie des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW) und In-
fratest. Besonders betroffen seien
Arbeiter und Arbeiterfamilien mit
Migrationshintergrund. Anzeichen,
dass Armut auch die Mitte der Ge-
sellschaft erfasst, gäbe es dagegen
nicht. Laut Studie hält Armut in den
betroffenen Gruppen heute länger
an und wird häufiger durch mehre-
re Notlagen gekennzeichnet. Das
durchschnittliche Einkommen von
Menschen in dauerhafter Armut
liege bei 43 Prozent des Durch-
schnittseinkommens und damit
deutlich unter der Einkommens -
armutsschwelle von 50 Prozent.

ITT Flygt:
»Die Kolleginnen und

Kollegen sind stolz
auf das Ergebnis –

aber immer noch
 wütend auf die Ge-

schäftsleitung wegen
der völlig unver-

ständlichen Werks-
schließung«

Karl-Heinz Kortus,
IG Metall Pforzheim

Der fast 4-wöchige Streik beim
Pforzheimer Pumpenhersteller ITT
Flygt hat sich gelohnt. Die trotz
zuletzt 22 Prozent Rendite be-
schlossene Schließung konnte
freilich nicht verhindert werden.
Doch die 54 Beschäftigten haben
einen Sozialplan mit einem Volu-
men von 3,7 Millionen Euro 
erkämpft. Darin enthalten sind 
Abfindungen in Höhe von mindes-
tens 1,4 Monatsgehältern je Be-
schäftigungsjahr sowie die ein-
jährige Weiter beschäftigung in ei-
ner Beschäftigungs- und Qualifi-
zierungsgesellschaft.

Betriebsrat und IG Metall zeigten
sich beeindruckt von der Solida-
rität der Bevölkerung während 
des Streiks. Passanten und Klein-
unternehmer brachten Brennholz
und Verpflegung für die Streiken-
den.

M i n d e s t l o h n

Mehrheit dafür 
63 Prozent der Bundesbürger sind
für Mindestlöhne als Mittel gegen
Einkommensarmut. Dies ergab ei-
ne Umfrage der ARD. Selbst An-
hänger von Union und FDP sind
mehrheitlich für Mindestlöhne.
Kombilöhne befürworten dagegen
lediglich 29 Prozent der Befragten.

S o z i a l k a s s e n

Rekordüberschuss
Die gesetzliche Sozialversiche-
rung hat im vergangenen Jahr ei-
nen Überschuss von 20,5 Milliar-
den Euro erzielt. Laut Statisti-
schem Bundesamt kommt der
größte Teil der Überschüsse 
aus der Arbeitslosenversicherung
(11,2 Milliarden Euro) und der 
gesetzlichen Rentenversicherung
(7,3 Milliarden Euro).
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E n t g e l t

Schutz gegen
Abgruppierung

Ist ein Arbeitnehmer jahrelang zu
hoch eingruppiert worden, kann
sich daraus ein schützenswertes
Vertrauen ergeben, dass die Ein-
gruppierung beibehalten wird.
Dies gilt besonders dann, wenn er
schon einmal rückgruppiert wor-
den ist. Bei unveränderter Tätig-
keit und gleicher tariflicher
Rechtslage ist es in der Regel un-
zulässig, einen Arbeitnehmer 
wiederholt abzugruppieren.
BAG vom 23. August 2006 – 4 AZR 417/05

S c h w e r b e h i n d e r t e

Amt muss Kündigung
fristgemäß zustimmen
Will ein Arbeitgeber einem Arbeit-
nehmer außerordentlich kündi-
gen, muss er die 2-Wochen-Frist
nach § 626 Abs. 2 Satz 1 BGB ein-
halten. Ist die Frist bereits abge-
laufen, ist die Kündigung unwirk-
sam. Daran ändert bei einem
Schwerbehinderten auch eine
spätere Zustimmung des Integrati-
onsamts nichts – auch wenn sich
der gekündigte Arbeitnehmer erst
nach der 2-Wochen-Frist auf seine
Schwerbehinderung beruft und
das Integrationsamt der Kündi-
gung danach auf Antrag des 
Arbeitgebers zustimmt.  
BAG vom 2. März 2006 – 2 AZR 46/05 

A u s z u b i l d e n d e

Kündigung nach
Übernahme erschwert
Die Verpflichtung in den Metall-Ta-
rifverträgen, Auszubildende nach
bestandener Abschlussprüfung
mindestens 12 Monate zu über-
nehmen, schließt eine ordentliche
Kündigung vor Ablauf der 12 Mo-
nate aus. Mit der tariflichen Rege-
lung soll der Erwerb von Berufs -
praxis und eine höhere Berech-
nungsbasis für Arbeitslosengeld
erreicht werden. Dem würde zuwi-
derlaufen, wenn der Arbeitgeber
das Arbeitsverhältnis ohne wichti-
gen Grund auflösen könnte. 
BAG vom 6. Juli 2006 – 2 AZR 587/05

F r e i w i l l i g e  L e i s t u n g

Ohne Mitbestimmung
ist Zusage unwirksam

Will der Arbeitgeber die Mittel für
freiwillige Leistungen absenken,
kann er das ohne Zustimmung des
Betriebsrats tun. Wie der neue 
Leistungsplan dann ausgestaltet
wird, etwa bei einer Betriebsrente,
ist aber mitbestimmungspflichtig
(§ 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG). Ob in
die Rechte aller oder nur bestimm-
ter Arbeitnehmer eingegriffen 
werden soll, ist eine Frage der Ver-
teilungsgerechtigkeit, die das 
Mitbestimmungsrecht auslöst. 

Mitbestimmungspflichtig ist nur
die Regelung eines kollektiven Tat-
bestands, nicht die Gestaltung des
Einzelfalls. Entscheidend dafür ist
nicht die Form der Vereinbarung,
sondern der Inhalt. Der Arbeit-
geber kann das Mitbestimmungs-
recht nicht dadurch aus schließen,
dass er einzelvertragliche Verein-
barungen schließt. Eine mitbe-
stimmungsfreie individuelle Lohn-
gestaltung besteht nur, wenn mit
Rücksicht auf besondere Umstän-
de des einzelnen Arbeitnehmers
Regelungen getroffen werden, die
in keinem Zusammenhang zu ähn-
lichen Regelungen für andere 
Arbeitnehmer stehen. Wird das 
Mitbestimmungsrecht verletzt, 
sind individualrechtlich vereinbar-
te Verschlechterungen unwirksam. 
BAG vom 24. Januar 2006 – 3 AZR
484/04 

S c h w e r b e h i n d e r t e

Zusatzurlaub verlängert
den Erholungsurlaub
Der Anspruch von Schwerbehin-
derten auf 5 zusätzliche Tage Ur-
laub (§ 125 Abs. 1 SGB IX) tritt zu
dem Urlaubsanspruch hinzu, auf
die der oder die Beschäftigte auch
ohne Berücksichtigung der
Schwerbehinderung Anspruch
hat. Gemeint ist damit nicht der
gesetzliche Mindesturlaub  von 24
Arbeitstagen, sondern der durch
Tarifvertrag oder Einzelarbeitsver-
trag geregelte Urlaub. Zu diesem
tritt der Zusatzurlaub hinzu. 
BAG vom 24. Oktober 2006 – 9 AZR
669/05

E n t g e l t

Keine Gebühr bei
Lohnpfändung

Die Bearbeitungskosten bei Lohn-
oder Gehaltspfändungen fallen
dem Arbeitgeber zur Last. Er hat
keinen gesetzlichen Erstattungs-
anspruch gegen den Arbeitneh-
mer. Auch durch Betriebsvereinba-
rung  kann ein solcher Anspruch
nicht begründet werden. Die Ge-
staltung der eigenen Vermögens-
angelegenheiten ist Privatsache.
Hier haben die Betriebsparteien
keine Regelungskompetenz. Bear -
bei tungs gebüh ren bei Pfändun-
gen schränken die Arbeitnehmer-
freiheit ein, über ihren Lohn zu
verfügen. Darum sind sie
grundsätzlich unzulässig.
BAG vom 18. Juli 2006 – 1 AZR 578/05

E r w e r b s m i n d e r u n g

Rentenanspruch bei
Gehbehinderung
Kann ein Gehbehinderter unter
üblichen Bedingungen keinen Ar-
beitsplatz erreichen, kann ihm ein
Rentenanspruch zustehen. Das ist
etwa der Fall, wenn er nicht 4 mal
täglich Wegstrecken von mehr als
500 Metern zu Fuß zurücklegen
kann. Der Rentenanspruch ist
nicht dadurch ausgeschlossen,
dass der Versicherungsträger für
den Fall einer Arbeitsaufnahme
verspricht, Zuschüsse für ein Auto
und dessen behindertengerechte
Ausstattung, einen Führerschein
oder die Kos ten eines Fahrdiens-
tes zu übernehmen.
BSG vom 21. März 2006 – B 5 R J 51/04 R

A u s z u b i l d e n d e

Wettbewerb verpflichtet
zu Schadensersatz
Arbeitnehmern oder Azubis ist
grund sätzlich jede Konkurrenz-
tätigkeit zum Nachteil des Arbeit-
gebers untersagt, auch wenn der
Arbeitsvertrag nichts darüber re-
gelt. Ein schuldhafter Verstoß 
gegen das Wettbewerbsverbot
verpflichtet zum Schadensersatz.
BAG vom 20. September 2006 – 10 AZR
439/05

3 Buchtipp:
Nicht neu auf dem
Markt, aber gerade
jetzt in der Tarifrunde
nützlich:
Berg, Platow, Schoof,
Unterhinninghofen: 
Tarifvertragsgesetz
und Arbeitskampf-
recht, 
Basiskommentar.
Bund-Verlag, 2005,
430 Seiten, 
29,90 Euro.

direkt 7/2007 7

A r b e i t  u n d  R e c h t

direkt_7_7_who_apm_fin.qxp:Seite 7.qxd  04.04.2007  16:56 Uhr  Seite 7



8 direkt  7/2007

T e r m i n e

12. Mai
Auf der Tagung »Zu-
kunft braucht Gegen-
macht« geht es um vor-
handene und neue An-
sätze zur Gründung ei-
ner neuen Arbeiterbe-
wegung. Diese und an-
dere Themen sollen auf
dem 15. Forum des Ins -
tituts für sozial-ökolo-
gische Wirtschaftsfor-
schung München dis-
kutiert werden. Die Ver-
anstaltung findet im
Gewerkschaftshaus in
München statt. Infos:
www.isw-muenchen.de

12. Juni
Was können wir »Von
Finnland lernen?« ist
die Frage eines Work -
shops, den die IG Me-
tall und die Hans-Böck-
ler-Stiftung in Frankfurt
am Main veranstalten.
Thema ist die Innova -
tionspolitik Finnlands.
Das rohstoff arme Land
hat seine technologi-
schen Stärken ausge-
baut – mit Erfolg. Darü-
ber diskutieren Exper-
ten aus beiden Län-
dern. 
Infos und Anmeldung:
www.boeckler.de, 
Telefon 0211/7778-124
oder Heike-Stempel@
boeckler.de

»Es verstößt gegen die Menschenwürde, wenn Menschen, die voll 
arbeiten, mit ihrem Einkommen unter dem Existenzminimum liegen.« 
Franz Müntefering, Bundesarbeitsminister und Vizekanzler

»Wenn etwa ein Werk in Deutschland geschlossen und die Produk-
tion in einem Entwicklungsland unter Einsatz von Kinderarbeit auf-
genommen wird, dann ist ein staatlicher Eingriff meiner Ansicht
nach durchaus gerechtfertigt.« 
Dani Rodik, Wirtschaftswissenschaftler an der amerikanischen Harvard-
Universität, und Autor des Buches »Grenzen der Globalisierung«

Z i t a t e

M a t e r i a l

3Argumente: Die Arbeitgeber
möchten am liebsten einen Tarif-
abschluss mit Einmalzahlung
statt prozentualer Lohnerhöhung.
Was die IG Metall gegen Einmal-
zahlungen hat und viele Antwor-
ten mehr auf Fragen rund um Tarif-
verträge, Tariferhöhungen, Aktio-
nen, Streikunterstützung und Leis -
tungen unter: 3www.extranet.
igmetall.de 3Themen 3Tarifpoli-
tik 3Tarifrunde M+E 3Argumente
zur Tarifrunde

3Die IG Metall Nordrhein-Westfa-
len bietet ab Mitte April eine Inter-
netseite für Auszubildende,
Schüler und Studierende an.
Neben einem Forum und umfang-
reichem Infomaterial finden Mit-
glieder dort konkrete Hilfe per E-
Mail. Die Internetseite ist als Platt-
form für die außerbetriebliche Be-
treuung Jugendlicher konzipiert.
3www.igmetall4you.de

3Die gewerkschaftliche Tarifpoli-
tik muss sich auf ein grundlegend
gewandeltes Verhältnis von Tarif-
und Betriebspolitik einstellen.
Dennoch: Die gewerkschaftliche
Tarifpolitik ist nicht zahnlos. Der
Band nimmt eine Bestandsaufnah-
me der aktuellen Entwicklungs-
trends vor. Er beschreibt die
Bemühungen der Gewerkschaften,
tariflose Zustände zu beenden und
weiterer Flucht Einhalt zu gebieten. 

Reinhard Bispinck (Herausgeber):
»Wohin treibt das Tarifsystem«.
VSA-Verlag Hamburg, 12,80 Euro.

3Gerechtigkeit – ein vergessener
Wert? Wer den Menschen nur als
Kostenfaktor sieht, missachtet sei-
ne Würde. Auch in Zeiten der Glo-
balisierung und knapper werden-
der Kassen sind Menschenwürde
und sozialer Zusammenhalt kein
Klotz am Bein. Ein klärender Bei-
trag zur aktuellen Debatte und die
Betonung eines Wertes, der zuneh-
mend verloren zu gehen scheint.
Norbert Blüm: »Gerechtigkeit –
Eine Kritik des Homo oeconomi-
cus«. Verlag Herder (Spektrum),
Freiburg, 7 Euro. 

S t e l l e n a n g e b o t

Die Verwaltungsstelle Siegen
sucht frühestens zum 1. Mai 2008
(befristet für 18 Monate) bzw. spä-
testens zum 1. November 2008 –
in diesem Fall zunächst auf 12 Mo-
nate befristet – eine/n
Projektsekretär/in.
Im Anschluss an die Tätigkeit als
Projektsekretär/in ist die unbe-
fristete Übernahme als Gewerk-
schaftssekretär/in in der Verwal-
tungsstelle vorgesehen.
Anforderungen: Der/die Bewer-
ber/in sollte erfolgreich das
Trainee-Programm der IG Metall
durchlaufen haben. Einstellungs-
voraussetzungen sind umfassen-
de betriebsverfassungs-, arbeits-,
sozial- und tarifrechtliche Kennt-
nisse sowie die Fähigkeit, auch
unter Belastung flexibel auf unter-
schiedliche Arbeitsanforderungen
reagieren zu können. Verhand-
lungsgeschick und rhetorische
Fähigkeiten werden vorausge-
setzt. Optimal wäre ein/e be-
triebserfahrene/r Kollegin/Kolle-
ge, die/der ihr/sein praktisches
Wissen durch entsprechende wei-
tere Ausbildung auch theoretisch
ergänzt hat.
Bewerbungen: Bis 15. Mai 2007
an die IG Metall Siegen, z. H.
Hartwig Durt, Donnerscheid-
straße 30, 57072 Siegen, Telefon:
0271/23 60 90
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